
 

Berichtsantrag  

Fraktion der Freien Demokraten 

bekenntnisorientierter islamischer Religionsunterricht und Kooperation  

mit DITIB Hessen 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Kulturpolitischen Ausschuss (KPA) über folgenden 
Gegenstand zu berichten: 
 
1. Wurden seitens DITIB Hessen die Auflagen der Landesregierung betreffend den Nach-

weis über die Unabhängigkeit des Landesverbandes vom DITIB-Bundesverband von der 
türkischen Religionsbehörde Diyanet und somit von der türkischen Regierung erfüllt?  

 
2. Wurden darüber hinaus auch die weiterführenden Auflagen wie z.B. Nachweise über den 

Aufbau eines Mitgliedsregisters sowie hinreichend professioneller Verwaltungsstruktu-
ren erfüllt? 

 
3. Wenn nein, welche Auflagen wurden nicht erfüllt und warum? 
 
4. Wie bewertet die hessische Landesregierung auf der Grundlage der Satzungsänderung 

und ggf. der übermittelten Informationen die Frage der Eignung als Kooperationspartner 
für den Religionsunterricht? 

 
5. Zu welchen Ergebnissen gelangte die Landesregierung bezüglich ihrer am 5. Dezember 

2017 angekündigten Prüfung mit dem Ziel, die "Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
- falls erforderlich - ein adäquates alternatives Unterrichtsangebot möglichst nahtlos zur 
Verfügung steht?" 

 
6. Welche konkreten Maßnahmen müssen getroffen werden, wenn eine Kooperation nicht 

mehr fortgeführt werden kann, und bis zu welchem Zeitpunkt werden diese Schritte rea-
lisiert? 

 
7. Sollte die Eignung von DITIB Hessen als Kooperationspartner nicht mehr festgestellt 

werden, wie möchte die hessische Landesregierung gewährleisten, dass die Aussage von 
Kultusminister Prof. Lorz, "es (wird) auch künftig ein religiöses Bildungsangebot für 
Kinder muslimischen Glaubens an Hessens Schulen geben (…) - und damit eine der staat-
lichen Schulaufsicht unterliegende Alternative zu Koranunterrichten in Moscheen oder 
Moscheevereinen" (Pressemitteilung des Hessischen Kultusministeriums vom 5. Dezem-
ber 2017), eingehalten wird? 

 
8. Mit welchen Vertretern muslimischer Organisationen wurden diesbezüglich Gespräche 

geführt und gibt es Interessenten bzw. Interessenbekundungen? 
 
 
Wiesbaden, 18. Januar 2019 

 Der Fraktionsvorsitzende: 

 René Rock  
 

Eingegangen am 21. Januar 2019   ·   Ausgegeben am 25. Januar 2019 

Herstellung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden   ·   www.Hessischer-Landtag.de  

Drucksache 20/28  

 

 21. 01. 2019 

 

KPA 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


